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60. Jahrgang Nr. 25                    Montag, 6. November 2017                    Einzelpreis 1,75 € 
 
INHALTSVERZEICHNIS: Bekanntmachung des Ergebnisses des Bürgerentscheids am 24.09.2017; Bekanntmachung des Um-
legungsausschusses der Stadt Landshut nach § 50 BauGB über die Einleitung der Umlegung XVI "Nördlich Mühlbachstraße“; 
Vollzug des BauGB; Fortschreibung des seit 03.07.2006 wirksamen Flächennutzungsplanes und Landschaftsplanes der Stadt 
Landshut mit Deckblatt Nr. 48 im Bereich „Äußere Luitpoldstraße - nördlich Rupprechtstraße“ hier: Ortsübliche Bekanntmachung 
der Anpassung im Wege der Berichtigung gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB; Vollzug des BauGB; Fortschreibung des seit 
03.07.2006 wirksamen Flächennutzungsplanes und Landschaftsplanes der Stadt Landshut mit Deckblatt Nr. 53 im Bereich „Süd-
lich Klötzlmüllerstraße - Westlich Obere Liebenau“ hier: Ortsübliche Bekanntmachung der Anpassung im Wege der Berichtigung 
gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB; Vollzug des BauGB; Fortschreibung des seit 03.07.2006 wirksamen Flächennutzungsplanes 
und Landschaftsplanes der Stadt Landshut mit Deckblatt Nr. 42 vom 26.02.2016 i.d.F. vom 20.10.2017 im Bereich „Zwischen 
Schweinbach und LAs 14“ hier: Ortsübliche Bekanntmachung der erneuten Auslegung gem. § 4a Abs. 3 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB; 
Vollzug des BauGB; Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 00-34 „Südlich der Kirche St.Jodok - Bereich Sandnerhaus“ vom 
28.09.2017 im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) 
hier: Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 Abs. 1 BauGB;  
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Bekanntmachung des Umlegungsausschusses der Stadt Landshut 
nach § 50 BauGB über die Einleitung der Umlegung XVI 

"Nördlich Mühlbachstraße“ 
 

Der Umlegungsausschuss der Stadt Landshut hat am 23.10.2017 folgenden Beschluss gefasst: 

„Aufgrund der Anordnung der Umlegung durch Beschluss des Stadtrates der Stadt Landshut vom 07.07.2017 und nach Anhörung 
der Eigentümer wird gemäß § 47 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. 
I S. 2414) zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) in Verbindung mit § 1 der 
Verordnung über die Umlegungsausschüsse und das Vorverfahren in Umlegungs- und Grenzregelungsangelegenheiten vom 18. 
Januar 1961 (BayRS 2130-1-I) für einen Teilbereich des Bebauungsplans Nr. 10-79/1 „Zwischen Theodor-Heuss-Straße und 
Mühlbachstraße - Bereich an der Mühlbachstraße“ die Umlegung eingeleitet. 

Das Umlegungsgebiet liegt nördlich der Mühlbachstraße im Bereich der Gebäude Hausnummer 24 bis einschließlich Hausnum-
mer 30. 

Die Umlegung führt die Bezeichnung „Umlegung XVI „Nördlich Mühlbachstraße“. 

Das Umlegungsgebiet ist in der als Bestandteil dieses Beschlusses geltenden Karte dargestellt. 

Im Umlegungsgebiet liegen folgende Flurstücke: 

Gemarkung Münchnerau 
Fl.Nrn. 53/5, 53/6, 53/7, 53/8, 53/9, 53/10, 53/11, 53/12, 53/13, 53/14, 55, 55/1, 55/3, 55/4, 55/5, 55/6, 55/7, 55/9, 55/10, 55/11. 
Das Flurstück Fl.Nr. 53 wird nur mit der im Bebauungsplangebiet liegenden Teilfläche umgelegt. 

Das Umlegungsverfahren war einzuleiten, damit im Rahmen der Bodenordnung nach den §§ 45 ff BauGB nach Lage, Form und 
Größe für die bauliche und sonstige Nutzung des Umlegungsgebietes zweckmäßig gestaltete Grundstücke entstehen. Der bis-
herige Grundstückszuschnitt, die vorhandene Besitzstruktur, die Vielzahl der eingetragenen Dienstbarkeiten und die mangelnde 
Erschließung der Einlagegrundstücke lassen eine derartige Nutzung nicht zu. 
Die Eigentümer wurden nach § 47 Abs. 1 Satz 1 BauGB in der Zeit vom 24.07.2017 bis 16.08.2017 angehört. Bei der bisher 
erkennbaren Interessenslage ist eine Bodenordnung auf freiwillig-privater Basis nicht zu erwarten.“ 

Die Begrenzung des Umlegungsgebietes und die Lage der oben genannten Grundstücke ist in einer Übersichtskarte ersichtlich, 
die bei der Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses bei der Stadt Landshut - Referat 3 -, Fleischbankgasse 310, III. Stock, 
Zimmer 316, 84028 Landshut aufliegt. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



 242 

Beteiligte in dem Umlegungsverfahren sind nach § 48 BauGB 
 
1. die Eigentümer der im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücke, 

2. die Inhaber eines im Grundbuch eingetragenen oder durch Eintragung gesicherten Rechts an einem im Umlegungsgebiet 
gelegenen Grundstück oder an einem das Grundstück belastenden Recht, 

3. die Inhaber eines nicht im Grundbuch eingetragenen Rechts an dem Grundstück oder an einem das Grundstück belas-
tenden Recht, eines Anspruchs mit dem Recht auf Befriedigung aus dem Grundstück oder eines persönlichen Rechts, 
das zum Erwerb, zum Besitz oder zur Nutzung des Grundstücks berechtigt oder den Verpflichteten in der Benutzung des 
Grundstücks beschränkt, 

4. die Gemeinde (Stadt Landshut), 

5. unter den Voraussetzungen des § 55 Abs. 5 die Bedarfsträger und 

6. die Erschließungsträger. 

Die unter Nr. 3 bezeichneten Personen werden zu dem Zeitpunkt Beteiligte, in dem die Anmeldung ihres Rechts der Umlegungs-
stelle zugeht. Die Anmeldung kann bis zur Beschlussfassung über den Umlegungsplan nach § 66 Abs. 1 BauGB erfolgen. 

Wechselt die Person eines Beteiligten während eines Umlegungsverfahrens, so tritt nach § 49 BauGB sein Rechtsnachfolger in 
dieses Verfahren in dem Zustand ein, in dem es sich im Zeitpunkt des Übergangs des Rechts befindet. 
 
Aufforderung zur Anmeldung von Rechten 
Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Umlegungsverfahren berechtigen, sind bei der 
Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses bei der Stadt Landshut, Referat 3, Fleischbankgasse 310, III. Stock, Zimmer 316, 
84028 Landshut, innerhalb eines Monats, beginnend mit dem Tag der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung, anzumelden. 
Werden Rechte erst nach Ablauf dieser Frist angemeldet oder nach Ablauf einer vom Umlegungsausschuss gesetzten Frist 
glaubhaft gemacht, so muss ein Berechtigter die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gegen sich gelten lassen, wenn 
die Umlegungsstelle das bestimmt (§ 50 Abs. 3 BauGB). 
Der Inhaber von Rechten, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Umlegungsverfahren berechti-
gen, muss die Wirkung eines vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufs ebenso gegen sich gelten lassen, wie der Beteiligte, 
dem gegenüber die Frist durch Bekanntmachung des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist (§ 50 Abs. 4 BauGB). 
 
Verfügungs- und Veränderungssperre 
Von der Bekanntmachung des Umlegungsbeschlusses bis zur Bekanntmachung nach § 71 dürfen nach § 51 BauGB im Umle-
gungsgebiet nur mit schriftlicher Genehmigung der Umlegungsstelle 

1. ein Grundstück geteilt oder Verfügungen über ein Grundstück und über Rechte an einem Grundstück getroffen oder 
Vereinbarungen abgeschlossen werden, durch die einem anderen ein Recht zum Erwerb, zur Nutzung oder Bebauung 
eines Grundstücks oder Grundstücksteils eingeräumt wird, oder Baulasten neu begründet, geändert oder aufgehoben 
werden; 

2. erhebliche Veränderungen der Erdoberfläche oder wesentlich wertsteigernde sonstige Veränderungen der Grundstücke 
vorgenommen werden; 

3. nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtige, aber wertsteigernde bauliche Anlagen errichtet oder wertstei-
gernde Änderungen solcher Anlagen vorgenommen werden; 

4. genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtige bauliche Anlagen errichtet oder geändert werden. 

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben, von denen die 
Gemeinde (Stadt Landshut) nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem 
Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer 
bisher ausgeübten Nutzung werden von der Veränderungssperre nicht berührt. 
 
Vorkaufsrecht der Gemeinde 
Nach § 24 BauGB steht der Gemeinde (Stadt Landshut) für die Dauer des Umlegungsverfahrens ein Vorkaufsrecht beim Kauf 
von Grundstücken zu, die in das Umlegungsverfahren einbezogen sind. 
 
Vorarbeiten auf Grundstücken 
Eigentümer und Besitzer der im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücke haben nach § 209 BauGB zu dulden, dass Beauftragte 
der zuständigen Behörde zur Vorbereitung der von ihnen zu treffenden Maßnahmen Grundstücke betreten und Vermessungen, 
Boden- und Grundwasseruntersuchungen oder ähnliche Arbeiten ausführen. 
Die Absicht solche Arbeiten auszuführen ist vorher bekannt zu geben. 
 
Bekanntgabe 
Gemäß Art. 41 BayVwVfG gilt der vorstehende Umlegungsbeschluss am Tage nach seiner ortsüblichen Bekanntmachung als 
bekannt gegeben. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gemäß § 6 der Verordnung über die Umlegungsausschüsse und das Vorverfahren in Umlegungs- und Grenzregelungsangele-
genheiten vom 18. Januar 1961 (BayRS 2130-1-I), zuletzt geändert durch § 2 der Verordnung vom 30. September 2014 (GVBl. 
S. 411), kann der Umlegungsbeschluss durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach § 217 Baugesetzbuch erst angefochten 
werden, nachdem seine Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit in einem Vorverfahren (Widerspruchsverfahren) nachgeprüft wor-
den ist, das mit der Erhebung des Widerspruchs beginnt. 

Der Widerspruch gegen den Umlegungsbeschluss kann innerhalb eines Monats ab Bekanntgabe bei der Geschäftsstelle des 
Umlegungsausschusses bei der Stadt Landshut, Referat 3, Fleischbankgasse 310, III. Stock, Zimmer 316, 84028 Landshut, 
schriftlich oder zur Niederschrift erhoben werden. Hierbei soll angegeben werden, inwieweit der Umlegungsbeschluss und aus 
welchen Gründen er angefochten wird. 
Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung gestellt werden. 

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben 
werden, außer wenn wegen besonderer Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. 
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Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ist bei der Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses bei der Stadt Landshut, Referat 
3, Fleischbankgasse 310, III. Stock, Zimmer 316, 84028 Landshut, einzureichen. Er muss den Verwaltungsakt bezeichnen, gegen 
den er sich richtet. Er soll die Erklärung, inwieweit der Verwaltungsakt angefochten wird und einen bestimmten Antrag enthalten. 
Er soll die Gründe sowie die Tatsachen und Beweismittel angeben, die zur Rechtfertigung des Antrages dienen. 

Ein eingelegter Widerspruch hat keine aufschiebende Wirkung; der Umlegungsbeschluss ist nach § 212 Abs. 2 Nr. 1 BauGB 
sofort vollziehbar. 
 
Aufschiebende Wirkung 
Gleichzeitig mit dem Widerspruch kann nach § 80 Abs. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) i.d.F. der Bekanntmachung 
vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Artikel 5 Absatz 2 des Gesetzes vom 8. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3546), 
der Antrag gestellt werden, die sofortige Vollziehung des Umlegungsbeschlusses auszusetzen. 
Der Antrag auf Aussetzung ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses bei der Stadt 
Landshut, Referat 3, Fleischbankgasse 310, III. Stock, Zimmer 316, 84028 Landshut, einzulegen. 
Über den Antrag entscheidet der Umlegungsausschuss der Stadt Landshut. 
 
Die Betroffenen können nach § 80 Abs. 5 VwGO auch unmittelbar beim Landgericht Landshut - Kammer für  Baulandsachen - in 
84028 Landshut, Maximilianstraße 22, den Antrag stellen, dass die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs ganz oder teilweise 
angeordnet wird. 
Der Antrag ist gegen die Stadt Landshut zu richten. 
 
Wird die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten oder eines Vertreters versäumt, so wird dessen Verschulden dem 
vertretenen Beteiligten zugerechnet. 
 

Der Vorsitzende des Umlegungsausschusses 
der Stadt Landshut 

 
 
 

Alexander Putz 
Oberbürgermeister 
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Vollzug des BauGB; 
Fortschreibung des seit 03.07.2006 wirksamen Flächennutzungsplanes und Landschaftsplanes der Stadt 

Landshut mit Deckblatt Nr. 48 im Bereich „Äußere Luitpoldstraße - nördlich Rupprechtstraße“ 
hier: Ortsübliche Bekanntmachung der Anpassung im Wege der Berichtigung gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 

BauGB 
 
Die Fortschreibung des seit 03.07.2006 wirksamen Flächennutzungsplanes und Landschaftsplanes der Stadt Landshut durch 
Deckblatt Nr. 48 vom 19.05.2017 im Bereich „Äußere Luitpoldstraße - nördlich Rupprechtstraße“ durch Anpassung im Wege der 
Berichtigung gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 wurde vom Bausenat der Stadt Landshut am 19.05.2017 beschlossen. 
 
Das Deckblatt Nr. 48 vom 19.05.2017 zum Flächennutzungsplan und Landschaftsplan liegt vom Tage dieser Bekanntmachung 
an während der üblichen Dienststunden im Baureferat, Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung, Luitpoldstraße 29, IV. Stock, 
Zimmer 406, 84028 Landshut, zur Einsichtnahme bereit. Zusätzlich können die Unterlagen unter folgender Internetadresse ein-
gesehen werden: 
 
http://www.landshut.de/bauleitplaene 
 
Auf Verlangen wird jedermann über dessen Inhalt Auskunft gegeben. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird das Deckblatt Nr. 48 vom 19.05.2017 zum Flächennutzungsplan und Landschaftsplan der Stadt 
Landshut wirksam. 
 
Gleichzeitig wird gem. § 215 Abs. 2 BauGB auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen hingewiesen. 
 
Es werden deshalb nachfolgend die §§ 214 und 215 Abs. 1 BauGB im Wortlaut bekannt gegeben. 
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Vollzug des BauGB; 
Fortschreibung des seit 03.07.2006 wirksamen Flächennutzungsplanes und Landschaftsplanes der Stadt 

Landshut mit Deckblatt Nr. 53 im Bereich „Südlich Klötzlmüllerstraße - Westlich Obere Liebenau“ 
hier: Ortsübliche Bekanntmachung der Anpassung im Wege der Berichtigung gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 

BauGB 
 
 
Die Fortschreibung des seit 03.07.2006 wirksamen Flächennutzungsplanes und Landschaftsplanes der Stadt Landshut durch 
Deckblatt Nr. 53 vom 31.03.2017 im Bereich „Südlich Klötzlmüllerstraße - Westlich Obere Liebenau“ durch Anpassung im Wege 
der Berichtigung gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 wurde vom Bausenat der Stadt Landshut am 31.03.2017 beschlossen. 
 
Das Deckblatt Nr. 53 vom 31.03.2017 zum Flächennutzungsplan und Landschaftsplan liegt vom Tage dieser Bekanntmachung 
an während der üblichen Dienststunden im Baureferat, Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung, Luitpoldstraße 29, IV. Stock, 
Zimmer 406, 84028 Landshut, zur Einsichtnahme bereit. Zusätzlich können die Unterlagen unter folgender Internetadresse ein-
gesehen werden: 
 
http://www.landshut.de/bauleitplaene 
 
Auf Verlangen wird jedermann über dessen Inhalt Auskunft gegeben. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird das Deckblatt Nr. 53 vom 31.03.2017 zum Flächennutzungsplan und Landschaftsplan der Stadt 
Landshut wirksam. 
 
Gleichzeitig wird gem. § 215 Abs. 2 BauGB auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen hingewiesen. 
 
Es werden deshalb nachfolgend die §§ 214 und 215 Abs. 1 BauGB im Wortlaut bekannt gegeben. 
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§ 214 
Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über die Aufstellung des Flächennutzungsplans und der Satzungen; ergänzendes 
Verfahren 
(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennut-
zungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein 
müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und 
auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2, § 4a Absatz 3, Absatz 4 
Satz 1 und Absatz 5 Satz 2, nach § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und 
§ 13b, nach § 22 Absatz 9 Satz 2, § 34 Absatz 6 Satz 1 sowie § 35 Absatz 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, 
wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt 
worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder 
einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2 Satz 1 nicht für die Dauer einer angemessenen längeren Frist ausgelegt worden ist und die 
Begründung für die Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes nachvollziehbar ist, oder bei Anwendung des § 4a 
Absatz 4 Satz 1 der Inhalt der Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen zwar in das Internet eingestellt, aber nicht 
über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich sind, oder bei Anwendung des § 13 Absatz 3 Satz 2 die Angabe darüber, 
dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 
13, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach 
diesen Vorschriften verkannt worden sind; 
3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 
2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die 
Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine 
Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen 
Punkten unvollständig ist; 
4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt 
oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlan-
gen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn  
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 
bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne 
dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist. 
(2a) Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a, auch in Verbindung mit § 13b, aufgestellt worden sind, 
gilt ergänzend zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes: 
1. (weggefallen) 
2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans unbeachtlich. 
3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 

Satz 2 Nr. 2, gilt die Vorprüfung als ordnungsgemäß durchgeführt, wenn sie entsprechend den Vorgaben von § 13a Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2 durchgeführt worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; dabei ist unbeachtlich, wenn einzelne Behörden 
oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht ein für die Rechtswirksamkeit des 
Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 

4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 Satz 4 nicht vorliegt, gilt als zutreffend, wenn das Ergebnis 
nachvollziehbar ist und durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls besteht ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungs-
plans beachtlicher Mangel. 

(3) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Flächennutzungsplan oder die 
Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung 
geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das 
Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
(4) Der Flächennutzungsplan oder die Satzung können durch ein ergänzendes Verfahren zur Behebung von Fehlern auch rück-
wirkend in Kraft gesetzt werden. 

§ 215 
Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
(1) Unbeachtlich werden  
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans 

und des Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber 
der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

STADT LANDSHUT 
-  Baureferat  - 

Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung 
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Vollzug des BauGB; 
Fortschreibung des seit 03.07.2006 wirksamen Flächennutzungsplanes und Landschaftsplanes der Stadt 
Landshut mit Deckblatt Nr. 42 vom 26.02.2016 i.d.F. vom 20.10.2017 im Bereich „Zwischen Schweinbach 

und LAs 14“ 
hier: Ortsübliche Bekanntmachung der erneuten Auslegung gem. § 4a Abs. 3 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB 

 
 
Die Stadt Landshut legt gemäß § 4a Abs. 3 BauGB den vom Stadtrat in seiner Sitzung vom 20.10.2017 gebilligten Entwurf des 
 
Deckblattes Nr. 42 im Bereich „Zwischen Schweinbach und LAs 14“ 
 
zur Fortschreibung des seit 03.07.2006 wirksamen Flächennutzungsplanes und Landschaftsplanes erneut nach § 3 Abs. 2 BauGB 
in der Zeit vom 
 

14.11.2017 bis einschl. 15.12.2017 
 
aus. 
 
Zum Entwurf des Deckblattes Nr. 42 vom 26.02.2016 i.d.F. vom 20.10.2017 im Bereich „Zwischen Schweinbach und LAs 14“ zum 
seit 03.07.2006 wirksamen Flächennutzungsplan und Landschaftsplan gehören die Begründung und der der Begründung beige-
heftete Umweltbericht mit eingearbeiteter naturschutzrechtlicher Eingriffsregelung. 
 
Es sind umweltbezogene Informationen in der Begründung, dem Umweltbericht sowie in den bereits vorliegenden umweltbezo-
genen Stellungnahmen für die Themenkomplexe wassergebundene Bauweise, Hochwasser und Landwirtschaft verfügbar. 
 
Die Auslegung erfolgt beim Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung, Luitpoldstraße 29, 4. Stock, 84034 Landshut, zu folgen-
den Dienststunden: Montag mit Donnerstag von 8.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr, Freitag von 8.00 bis 12.00 Uhr. 
Abweichend hiervon können gesonderte Terminvereinbarungen unter Tel. 0871 / 88-1347 getroffen werden. Zusätzlich können 
die Unterlagen im oben genannten Zeitraum unter folgender Internetadresse eingesehen werden: 
 
http://www.landshut.de/bauleitplaene 
 
Jedermann kann den Bauleitplan einsehen und über dessen Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist vorgebracht werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen kön-
nen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben.  
 

STADT LANDSHUT 
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Vollzug des BauGB; 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 00-34 „Südlich der Kirche St.Jodok - Bereich Sandnerhaus“ vom 

28.09.2017 im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) 
hier: Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 Abs. 1 BauGB 

 
Der Bausenat der Stadt Landshut hat beschlossen, für das im abgedruckten Plan dargestellte Gebiet einen Bebauungsplan im 
beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) aufzustellen. Der Bebauungsplan erhält 
die 

Nr. 00-34 
und die Bezeichnung 

„Südlich der Kirche St.Jodok - Bereich Sandnerhaus“. 
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Dies wird hiermit gem. § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Die Voraussetzungen für das beschleunigte Verfahren sind gegeben, da die zulässige Grundfläche der baulichen Anlagen im 
Geltungsbereich unter 20.000m² liegen. Durch die Aufstellung wird nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Lan-
desrecht unterliegen. Außerdem bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB 
genannten Schutzgüter. Damit ist nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB kein Ausgleich nach der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung erforderlich. 
Es wird hiermit gem. § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 ortsüblich bekannt gemacht, dass keine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
durchgeführt wird. 
 
Wesentliche Ziele und Zwecke der Planung sind: 
Die städtebauliche Lückenschließung an der Freyung unter Erhalt des denkmalgeschützten Sandnerhauses, die Ermöglichung 
einer Sozialwohnungsbebauung im Rahmen einer maßvollen Bebauung im rückwärtigen Grundstücksbereich und die Sicherung 
einer ca. 9 m breiten Grünzone mit öffentlicher Durchwegung entlang der Stadtmauer. 
 

STADT LANDSHUT 
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